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 - Presseinformation – 

Petitionsübergabe Seniorenmitwirkungsgesetz

an die Vorsitzende des zuständigen Landtags-Ausschusses für Arbeit und 
Soziales, Jugend und Familie – Frau Doris Rauscher MdL

am Mittwoch, den 25. Januar 2023 um 15.00 Uhr im Bayerischen Landtag

Aus Anlass der Vorlage des Gesetzentwurfes zur erstmaligen Installierung eines Bayerisches Seniorenmitwirkungsgesetz (BaySenG) hat sich der Seniorenrat der Stadt Langenzenn/Lkrs. Fürth intensiv mit dem Thema befasst und ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, dass der Gesetzentwurf in ganz wesentlichen Punkten nicht den Erwartungen und Notwendigkeiten der Seniorenräte vor Ort entspricht.

Dies haben wir bereits mit Anträgen an die LSVB-Bezirksversammlung Mittelfranken und an die LSVB-Landesdelegiertenkonferenz in 2022 deutlich gemacht, die jeweils mit großer Mehrheit von den direkt betroffenen Delegierten angenommen wurden.

Eine Reaktion darauf ist durch das zuständige bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales nicht erfolgt.

Als Folge davon wurde von uns eine Petition an den Bayerischen Landtag auf den Weg gebracht mit folgendem Wortlaut:
Mit euphorischen Worten hatte die Bayerische Staatsregierung ein bayerisches Seniorenmitwirkungsgesetz als "Meilenstein bayerischer Seniorenpolitik" angekündigt. Das Gesetz bleibt jedoch massiv hinter den Erwartungen der Senioren und deren Interessenvertretungen zurück.
Deshalb unsere Forderung nach Rücknahme des Gesetzentwurfes und einer Neufassung des Gesetzes
Begründung: Die kommunalen Seniorenräte in Bayern haben bislang meist keine festgeschriebenen, echten Mitwirkungsrechte bei seniorenpolitischen Fragen in den Kommunen, den Landkreisen, und den Bezirken.
Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die bislang funktionierenden Arbeitsstrukturen der Landesseniorenvertretung Bayern e.V. aufgelöst.
Um als Seniorenmitwirkungsgesetz praktische Verbesserungen zu erlangen, müssen folgende Kernpunkte aufgenommen werden:
· Verpflichtende Einführung von gewählten Seniorenräten in allen Gemeinden über 1.000 Einwohnern
· Verpflichtung zur Mindestausstattung von kommunalen Seniorenräten
· Verpflichtung zur Einführung von Kreisseniorenräten mit Aufgabendefinition
· Vereinbarung von Mitwirkungsstrukturen auf Bezirksebene
· Übernahme der bisher funktionierenden Strukturen der Landesseniorenvertretung Bayern (LSVB)
Im Verlauf der 2-monatigen Unterschriftensammlung haben 550 Personen aus ganz Bayern diese Petition unterschrieben.

Bei den eingebrachten Unterschriften hat oft nur der oder die Vorsitzende im Namen des örtlichen Seniorenrates oder Seniorenbeirates unterschrieben.

Damit ist die reale Zahl der Unterstützer, die hinter der Petition stehen deutlich höher.

„Die Unterstützer der Petition sind fast alles bayerische Bürgerinnen und Bürger, die sich bereits seit längerem ganz aktiv für Belange von Senioren einsetzen z.B. in kommunalen Seniorenräten. Sie wissen um die Grundlage und auch die Notwendigkeiten für ihre Arbeit und sind deshalb tief enttäuscht von der Vorlage der Staatsregierung, so Hans Klinner, der Vorsitzende des Langenzenner Seniorenrates.

Die aktive Mitgestaltung des demografischen Wandels vor Ort wird mit dem vorliegenden Gesetzentwurf eher behindert als gefördert. Dies ist die breite Quintessenz der vielen Kommentare zu dem Gesetz, die im Rahmen der Unterschriften-Sammlung bei dem Petenten eingegangen sind.

Deshalb appellieren wir nochmals ganz eindringlich, „das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten, und die eingeforderten Verbesserungen im Gesetz vorzunehmen“.

Dies sind wir der immer weiter wachsenden Seniorengeneration mit ihren sehr unterschiedlichen Bedürfnissen schuldig. Senioren haben sich an vielen Orten dafür in großer Zahl bereits ehrenamtlich engagiert. So ist auch die Zahl der gewählten kommunalen Seniorenräte in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen. 
„Nicht behindern, sondern fördern“ sollte deshalb das Motto der bayerischen Staatsregierung bei der Neuinstallation des ersten bayerischen Seniorenmitwirkungsgesetzes sein, betonte Klinner. 

Vor allem auf der kommunalen Ebene gilt die aktive Gestaltung des Lebensumfeldes der ständig wachsenden Zahl von Seniorinnen und Senioren immer noch als freiwillige Leistung und nicht als Verpflichtung und erlangt demzufolge nicht die entsprechende Priorität. Es braucht deshalb einen verstärkten Einsatz für Senioreninteressen auf der kommunalen Ebene durch gewählte, qualifizierte und gut ausgestattete Seniorenräte. Diesem Anspruch kommt das neue Gesetz der Staatsregierung nicht nach.

Am Rande der Übergabe führte Hans Klinner im Landtag weitere Gespräche mit Vertretern von CSU, Grünen und SPD, so auch mit der seniorenpolitischen Sprecherin der CSU Landtagsfraktion Barbara Regitz aus Nürnberg.  
Dabei standen die Interessen diametral entgegen. Während Regitz das Gesetz begrüßte, weil damit das Thema Mitwirkung auf den Weg gebracht wird, sprechen sich die bayerischen Seniorenräte dagegen aus, solange jeder Inhalt in dem Gesetz fehlt. Alles andere sei Augenwischerei, so Klinner

 (4.751 Zeichen)

Mit freundlichen Grüßen

Hans Klinner
Vorsitzender des Seniorenrates der Stadt Langenzenn
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